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	< Alexander Zimbehl,  
1. Landesvorsitzender

Sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrte Kollegen,

Sie halten die erste Ausgabe des niedersachsen magazin 2022 in  
den Händen. Und auch wenn das neue Jahr bereits ein paar Wochen  
hinter sich gebracht hat, möchte ich Ihnen auf diesem Wege ein glück­
liches, erfolgreiches und vor allem gesundes neues Jahr wünschen.

Dieses Jahr dürfte für uns alle aus verschiedenen Gründen ein be­
sonderes Jahr werden. Zum einen befinden wir uns nach wie vor in 
der außergewöhnlichen Situation einer weiterhin anhaltenden 
Pandemie und insbesondere die virologischen Voraussagungen der 
Omikron-Variante lassen auch für die kommenden Wochen erah­
nen, dass weiterhin unser berufliches und privates Leben besonde­
re Hürden mit sich bringen wird.

Zum anderen stehen wir im Herbst dieses Jahres vor einer mögli­
cherweise richtungsweisenden Landtagswahl, bei der zumindest 
aktuell zu vermuten ist, dass die derzeitige Regierungskoalition in 
ihrer bestehenden Form keine Fortsetzung finden wird. 

Derzeit beschäftigt uns nach wie vor das Ergebnis des Tarifab­
schlusses für den öffentlichen Dienst der Länder und dabei insbe­
sondere die Übertragung auf die niedersächsischen Beamtinnen 
und Beamten. 

Zunächst ist es im vergangenen Dezember gelungen, in den Ver­
handlungen mit dem Niedersächsischen Finanzministerium eine 
inhalts- und wirkungsgleiche Übernahme des Tarifergebnisses auch 
in Niedersachsen zu erzielen. Dies bedeutet zum einen die Über­
tragung der linearen Erhöhung von 2,8 Prozent zum 1. Dezember 
2022, gleichzeitig die Gewährung der Coronasonderprämie in Höhe 
von 1.300 Euro. Diese soll nach Abstimmung mit dem NLBV im März 
ausgezahlt werden.

Vor dem Hintergrund des insgesamt als eher bescheiden zu bewer­
tenden Tarifergebnisses – dazu hat der NBB bereits in der Vergangen­
heit wiederholt Stellung bezogen, ist es zumindest als ein Teilerfolg 
zu werten, dass unseren Forderungen hinsichtlich der Übernahme 
seitens der Niedersächsischen Landesregierung gefolgt wurde.

Gleichzeitig haben wir uns als NBB bislang dahingehend nicht 
durchsetzen können, auch für die Versorgungsberechtigten – die 
als Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten nicht in den 
Genuss der Sonderprämie kommen können – eine gesonderte Re­
gelung auszuhandeln.

Wir haben in den vergangenen Wochen einige Briefe und E-Mails 
von Betroffenen erhalten, die sich sehr unglücklich darüber zeig­
ten, erneut von der verdienten Einkommensentwicklung abgekop­
pelt worden zu sein. 

Diese Unzufriedenheit ist abso­
lut verständlich und nach wie 
vor sind auch wir als NBB ent­
täuscht darüber, dass es bislang 
nicht gelungen ist, ein positives 
Zeichen auch in Richtung der 
Gruppe der Versorgungsberech­
tigten zu setzen. 

Bereits direkt nach Abschluss der Tarifverhandlungen, also noch vor 
den Übernahmegesprächen in Niedersachsen, haben wir diese For­
derung im Rahmen einer Presse- und Mitgliederinformation nach­
haltig unterstrichen, gleichzeitig habe ich unseren Ansatz in nie­
dersächsischen Medien deutlich gemacht. Und insbesondere 
angesichts der Bedeutung dieser Frage wird es auch weitere Initia­
tiven des NBB gegenüber dem Finanzministerium geben, um mög­
lichst noch im 1. Quartal dieses Jahres hier eine Besserung der Si­
tuation herbeizuführen.

Auch der Quervergleich mit anderen Bundesländern, wonach kaum 
ein anderer Besoldungsgesetzgeber bislang eine Sonderprämie für die 
Versorgungsberechtigten erwirkt hat, mag da wenig zufriedenstellen. 

Ich verweise bei solchen Vergleichen gerne auf den Umstand, dass 
Niedersachsen bereits seit Jahren und weiterhin in der Beamtenbe­
soldung in nahezu allen Besoldungsgruppen die letzten Plätze ein­
nimmt und unsere Kolleginnen und Kollegen seit jeher unter wirt­
schaftlich deutlich schlechteren Grundvoraussetzungen zu leiden 
haben. Dieses zu ändern ist unser gemeinsamer politischer Auftrag.

Wenn dieser öffentliche Dienst endlich in seiner kompletten Breite 
und in allen Bereichen gestärkt werden soll, so wie es in verschiede­
nen politischen Bekundungen immer wieder unterstrichen wird, dann 
muss diese Stärkung für alle Bereiche gelten. Jüngst hat die neue Bun­
desinnenministerin Faeser in ihrem Statement zur dbb Jahrestagung 
dieses erneut unterstrichen und sich insbesondere mit Blick auf die 
nach wie vor offenen Alimentationsfragen eindeutig positioniert. 

Wir erwarten eine solche Positionierung inhaltsgleich auch seitens 
der aktuellen Landesregierung, idealerweise verbunden mit kon­
kreten Zusagen zugunsten des öffentlichen Dienstes in Niedersach­
sen. Denn eine tatsächliche Stärkung des öffentlichen Dienstes 
muss im Ergebnis für alle gelten – für die Aktiven und die Berufs­
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anfänger somit genauso wie für diejenigen, die über viele Jahrzehn­
te ihre Leistungen zum Funktionieren dieses Staates und Gemein­
wohles erbracht haben. 

Wir als NBB werden uns weiter nachhaltig dafür einsetzen und hof­
fen, dass unsere Bemühungen möglicherweise auch gerade in ei­
nem Landtagswahljahr endlich von Erfolg gekrönt sein werden.

Was mir zudem, insbesondere mit Blick auf die bevorstehende 
Landtagswahl, derzeit große Sorgen bereitet sind der zu beobach­
tende gesellschaftliche Wandel und die auch daraus resultierende 
besondere Form von Protestbewegungen, die ihre Auswirkungen 
in verschiedenen Bereichen auch auf unsere Kolleginnen und Kol­
legen nach sich ziehen. 

Der Umstand, dass Menschen ihr Grundrecht auf Meinungs- und 
Demonstrationsfreiheit in Anspruch nehmen, ist – bei jeglicher 
Skepsis ob des jeweiligen Inhalts der Kundgabe – nicht in Zweifel zu 
ziehen und muss gesellschaftlich gehalten und gefestigt werden. 

Es gibt nicht den guten und richtigen oder den falschen Protest. Es 
gibt keine guten oder falschen Versammlungen. Das Grundrecht 
sich zu versammeln gilt für jeden, genauso aber auch die Rechte 
und Pflichten des Versammlungsgesetzes. An eben diese Regeln 
haben wir uns alle zu halten, unabhängig davon ob man sie im 
Grundsatz akzeptiert oder nicht. 

Es gibt für diejenigen, die ihren Protest und ihren Unmut über politi­
sche Entscheidungen darstellen, vor allem aber kein Recht, diesen  
Regelungen im Rahmen einer Versammlung entgegenzulaufen. Und 
noch viel weniger haben diese Menschen ein Recht dazu, Gewalt  
auszuüben. Die Bilder, die wir in den letzten Wochen haben wahrneh­
men müssen, sind verstörend. Körperliche und verbale Angriffe gegen 
polizeiliche Einsatzkräfte, gegen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Ordnungsämtern sind mittlerweile an der Tagesordnung. 

Es ist die Aufgabe und Verpflichtung des Rechtsstaats, hier auch 
weiterhin eine klare Linie zu zeigen und Verstöße und Angriffe nicht 

nur zu unterbinden, sondern gleichzeitig auch entsprechend zu 
ahnden. Diese Verpflichtung gilt nach meiner festen Überzeugung 
im Übrigen für jede Form der Gewaltanwendung gegen unsere Kol­
leginnen und Kollegen, unabhängig davon wann, wo und durch 
wen sie ausgeübt wird. Auch hier erwarten wir klare politische Si­
gnale im Interesse unserer Beschäftigten.

Ich gehe in diesem Zusammenhang davon aus, dass die gesellschaft­
lichen Veränderungen auch im bevorstehenden Landtagswahlkampf 
eine Rolle spielen werden. Wir haben es mit einer Gesellschaft zu 
tun, die mittlerweile deutlich kritischer und aus den unterschied­
lichsten Blickwinkeln politisches Handeln bewertet und hinterfragt. 

Wenn aber Kritik am Staat und seinen Entscheidungen sich weiter­
hin und zunehmend dahingehend äußert, dass unsere Kolleginnen 
und Kollegen beschimpft, bespuckt und körperlich angegriffen wer­
den, dann ist nicht nur eine Grenze erreicht – dann ist sie überschrit­
ten. Wir erwarten klare und strukturierte Maßnahmen seitens der 
Politik zum Schutz unserer Kolleginnen und Kollegen. Genauso er­
warten wir Rückendeckung und Wertschätzung in allen Bereichen.

Mit genau diesen Leitlinien werden wir auch in diesem Wahljahr 
wieder intensiv in die politischen Gespräche einsteigen, unsere For­
derungen formulieren und gleichzeitig fachliche Konzepte zur Wei­
terentwicklung des öffentlichen Dienstes im Interesse seiner Be­
schäftigten formulieren. Dazu sind wir auf die Unterstützung 
unserer Gremien, unserer Mitgliedsgewerkschaften und Verbände 
angewiesen. Bereits jetzt, genau wie in Rückschau auf die vergan­
genen zwei Jahre, darf ich mich dafür ausdrücklich bedanken.

Ihr/euer

 

Alexander Zimbehl, 
1. Landesvorsitzender Niedersächsischer Beamtenbund 
und Tarifunion

Landtagswahl 2022 – was soll bis dahin noch von der 
Landesregierung umgesetzt werden?
Am 9. Oktober 2022 wird der nächste  
Niedersächsische Landtag gewählt. 

Das, sowie eine Meldung der 
dpa, wonach auf Wunsch der 
CDU-Fraktion noch mehr als  
20 Gesetzesvorhaben bis zum 
Ende der Legislaturperiode ab­
geschlossen werden sollen, 
nahm die Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen zum Anlass, eine 
dringliche Anfrage unter der 
Überschrift „1 Jahr vor der 
Landtagswahl – Welche Geset­
zesvorhaben aus dem Koaliti­
onsvertrag will die Landesre­

gierung noch umsetzen?“ 
(LT-Drucksache 18/10048) zu 
stellen. 

Diese wurde während der Land­
tagssitzung am 14. Oktober 
2021 durch Ministerpräsident 
Weil beantwortet. Er wies auf 
die zahlreichen Gesetzesbe­
schlüsse der letzten Jahre hin. 
Damit seien größtenteils die 
Vorhaben aus der Koalitionsver­
einbarung umgesetzt worden. 

Dann nannte er zwölf Vorha­
ben, die sich bereits im Kabi­
nettsverfahren befinden, dies 
sind unter anderem der Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung 
dienstrechtlicher Vorschriften, 
der Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Niedersächsi­
schen Brandschutzgesetzes und 
des Niedersächsischen Beam­
tengesetzes sowie der Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung 
des Niedersächsischen Gesetzes 
über den öffentlichen Gesund­
heitsdienst und des Niedersäch­
sischen Maßregelvollzugsgeset­
zes. 

Keine Aussage wurde hinsicht­
lich des noch ausstehenden 
Gleichstellungsgesetzes ge­
troffen, das unter anderem  
die Frauenförderung bei der 
Besetzung von leitenden Posi­
tionen in der öffentlichen Ver­
waltung verbessern soll. Auch 
die Nachfrage, wie es mit  
der Umsetzung der Empfeh­
lungen der Regierungskom­
mission zur Verwaltungs­
reform (unter anderem 
Beschleunigung von Genehmi­
gungsverfahren, Aufbau digi­
taler Plattformen) aussieht, 
blieb unbeantwortet.�
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Im Politikjournal Rundblick Niedersachsen erschien am 14. Dezember 2021  
ein Interview mit Alexander Zimbehl und Dr. Peter Specke
„Das Land hat einen großen Nachholbedarf  
auf dem Weg zu einem attraktiven Arbeitgeber“
Sind die Verwaltungen des Landes und der Kommunen in Niedersachsen schon ausreichend 
auf das digitale Zeitalter eingestellt? Erhebliche Zweifel haben Alexander Zimbehl, der erste 
Vorsitzende des Niedersächsischen Beamtenbundes (NBB), und der zweite Vorsitzende Peter 
Specke. Die beiden meinen, dass Niedersachsen sich deutlich mehr anstrengen muss – auch 
deshalb, weil Nachwuchskräfte heute erwarteten, die modernen Möglichkeiten nutzen zu 
können. Zimbehl und Specke äußern sich im Interview mit dem Politikjournal Rundblick. 

Rundblick: Herr Zimbehl, Herr 
Specke – wie ist die Verwaltung 
der Landes- und Kommunalbe­
hörden in Niedersachsen aufge­
stellt, wenn man sie mit ande­
ren Ländern vergleicht?

Zimbehl: Wir spüren eine wach­
sende Konkurrenzsituation, und 
zwar auf mehreren Ebenen 
gleichzeitig. Alle Ebenen suchen 
Fachkräfte, und nicht selten er­
leben wir, dass das Land mit bes­
seren Bedingungen den Kom­
munen die Bewerber vor der 
Nase wegschnappt. Noch 
schlimmer ist es in den Grenzbe­
reichen zu benachbarten Bun­
desländern, etwa im Kreis Har­
burg, im Raum Osnabrück oder 
im Raum Helmstedt. Wir erle­
ben wiederholt, dass Interessen­
ten lieber in den Landesdienst 
nach NRW, Hamburg oder auch 
Sachsen-Anhalt wechseln wol­
len – ganz einfach deshalb, weil 
die dortigen Angebote als at­
traktiver empfunden werden. 
Das liegt vor allem daran, dass 
die seit Jahren unter dem Stich­
wort „Weihnachtsgeld“ geführ­
te Debatte immer noch nicht zu 
einer zufriedenstellenden Lö­
sung gekommen ist. Im Bundes­
vergleich hat Niedersachsen ei­
nen traurigen letzten Platz.

Rundblick: Sie klagen dagegen …

Specke: Ja, die Sache liegt beim 
Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe. Noch ist nicht abseh­
bar, wann dort eine Entschei­
dung fällt. Was uns Hoffnung 
macht, ist ein jüngstes Urteil 
des obersten Verwaltungsge­

richts in Hessen. Aus dem geht 
hervor, dass die gesamte Besol­
dungstabelle angepasst werden 
muss. Das ist auch unsere Posi­
tion im Streit mit dem Finanzmi­
nisterium in Hannover gewe­

sen. Aber eine Verständigung 
mit Minister Reinhold Hilbers 
konnte bisher nicht erzielt wer­
den. Der Minister lehnt die An­
passung der Tabelle, also die 
Aufbesserung jeder einzelnen 
Stufe, bisher kompromisslos ab. 
Das löst bei vielen unserer Mit­
glieder große Verärgerung aus.

Rundblick: Geht es vor allem um 
Geld, wenn die Frage aufkommt, 
wie attraktiv der öffentliche 
Dienst als Arbeitgeber sein soll?

Zimbehl: Nein, die Situation hat 
sich gewandelt. Früher, da wa­
ren vor allem drei Dinge wichtig 
für ganz viele, die ihre Zukunft 
im öffentlichen Dienst gesucht 
hatten – Arbeitsplatzsicherheit, 
solides Gehalt und sichere Pen­
sion. In Zeiten einer faktischen 
Vollbeschäftigung zieht das Ar­
gument kaum noch – und ver­
lässliche Gehaltszahlungen gibt 
es in der Privatwirtschaft auch. 
Wir stellen fest, das gerade vie­
le junge Menschen die Angebo­
te der Arbeitgeber hinterfragen: 
Kann ich mit dem Notebook ar­

beiten oder fehlen moderne Ar­
beitsmittel? Ist das Büro auch 
klimatisiert? Wie steht es um 
die Angebote von mobilem Ar­
beiten in Kombination mit Tä­
tigkeiten in der Behörde?

Rundblick: Welche Rolle spielt 
dabei die Flexibilität?

Specke: Eine sehr große. Wir 
stellen fest, dass der öffentli­
che Dienst besonders für Frau­
en immer attraktiver wird, dass 
wir immer mehr Bewerberin­
nen im Vergleich zu den Bewer­
bern haben. Hinzu kommt eine 
sehr hohe Teilzeitquote. Wir 
vom Beamtenbund sprechen 
von „Teilzeitfalle“, da viele 
Frauen anfangs diesen Weg ge­
hen und später dort keinen 
Ausgang mehr finden. Was wir 
brauchen, sind intelligente Ar­
beitszeitmodelle, die es in  
unterschiedlichen Phasen des 
Erwerbslebens erlauben, zwi­
schen Teil- und Vollzeit zu 
wechseln. Zwischen 30 und 40 
sind die Menschen oft in der 
Kindererziehung gefordert, ab 
50 dann wieder, um ältere An­
gehörige zu pflegen. Dazwi­
schen gibt es Zeitabschnitte, in 
denen man sich stärker auf den 
Beruf konzentrieren kann. Dar­
auf müsste man stärker Rück­
sicht nehmen.

Rundblick: Und das alles spielt 
sich vor einem riesigen Um­
bruch ab – einer Pensionswelle 
und einer Digitalisierungswelle. 
Wie steht es mit diesen Wellen?

Zimbehl: Gegenwärtig sind es 
die geburtenstarken Jahrgänge, 
die in den kommenden Jahren 
in den Ruhestand wechseln, bis 
2026 betrifft das 30 Prozent der 
heutigen Mitarbeiter. Es kom­
men neue Leute mit anderen 
Ansprüchen, auch Ansprüchen 
an die digitale Ausstattung und 
Funktionsfähigkeit. Und hier 
gibt es in der realen Welt erheb­
liche Mängel. Neulich musste 
ich meinen Elterngeldantrag be­
arbeiten. Das waren 13 Seiten 
auf einem PDF-Dokument, das 
ich am Bildschirm nicht ausfül­
len konnte. Ich musste ihn also 
ausdrucken, per Hand ausfüllen, 
in einen Briefumschlag stecken 
und an die Behörde schicken, 
wo er dort dann von einem Mit­
arbeiter abgetippt und ins Sys­
tem übertragen wurde. Das sind 
Zustände, wie sie 2021 eigent­
lich nicht mehr anzutreffen sein 
sollten.

Rundblick: Woran liegt das?

Specke: Das sind viele Faktoren, 
der Datenschutz ist nur einer da­
von. Ein Problem besteht darin, 
dass zwar alle von Entbürokrati­
sierung reden, aber beispiels­
weise im Lebensmittelrecht die 
bürokratischen Auflagen immer 
stärker werden. Eine Lebensmit­
telbehörde hatte bei bestimmen 
Vorgängen früher zwei DIN-A4- 
Seiten an Fragebögen auszufül­

„Was wir brauchen, sind intelligente  
Arbeitszeitmodelle, die es in unterschied­

lichen Phasen des Erwerbslebens erlauben, 
zwischen Voll- und Teilzeit zu wechseln.“ 
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len, inzwischen sind es zehn. 
Dann kommt die Schwierigkeit 
mit den verschiedenen Compu­
tersystemen hinzu. Die Kommu­
nen benutzen eine Plattform, 
die nicht mit der des Landes ver­
zahnt ist – und die Vorgaben des 
Bundes beziehen sich wieder auf 
ein drittes System. Hier muss ge­
zielt eine Vereinheitlichung oder 
zumindest eine Angleichung der 
Schnittstellen erreicht werden. 
Ich bin mal gespannt, wie unter 
solchen Voraussetzungen die 
geplante Anlage eines Impfre­
gisters klappen soll.

Rundblick: Eigentlich müsste die 
Digitalisierung doch zu einer 
Vereinfachung der Verwal­
tungsarbeit führen – und in der 
Folge zu einem geringeren Per­
sonalbedarf in den Behörden …

Specke: Viele Politiker denken 
so. Dahinter steckt aber ein fal­
sches Bild vom öffentlichen 
Dienst. Die Vorgänge lassen sich 
nicht aufteilen in Routinetätig­
keiten und solche mit höheren 
Anforderungen. Die allermeis­
ten Mitarbeiter bewegen sich 

im öffentlichen Raum und ha­
ben komplexe Arbeitsabläufe – 
abgesehen von den wachsen­
den Kontrollaufgaben. Ich sehe 
nicht, wie künstliche Intelligenz 
hier den Menschen ersetzen 
können soll.

Rundblick: In vielen kleinen 
Kommunen wird es schwerfal­
len, geeignete Fachleute für 
freie Positionen zu finden. Sind 
hier nicht Poollösungen vorstell­
bar, auch dergestalt, dass Mitar­
beiter größerer Nachbarkom­
munen hilfsweise Fachaufgaben 
für kleinere Verwaltungen über­
nehmen oder auch dass Landes­
bedienstete den Kommunen 
helfen?

Specke: Das mit dem Personal­
pool hat eine große Schwäche: 
Wenn ein Mitarbeiter die eigene 
Behörde verlässt, um woanders 
anzupacken, wird sein Fehlen 
spätestens dann bemerkbar, 
wenn er an seinem eigentlichen 
Arbeitsort gefordert wird und 
nicht mehr da ist. Dann kehrt er 
zurück – und reißt sofort eine 
Lücke da, wo er ausgeholfen 

hat. Im Grunde führt also kein 
Weg daran vorbei, jede Kommu­
ne muss selbst in eigene gute 
Leute investieren.

Rundblick: Noch kurz ein ande­
res Thema. Die Angriffe auf 
Amtsträger, seien es Polizisten, 
Rettungskräfte, Verwaltungs­
beamte oder auch ehrenamtli­
che Kommunalpolitiker, neh­
men immer mehr zu. Was hören 
Sie aus Ihrer Mitgliederschaft 
dazu?

Zimbehl: Viele unserer Mitglie­
der erleben heute leider immer 
öfter, dass ihnen nur sehr wenig 
Wertschätzung entgegenge­

bracht wird. Die Aggressivität 
steigt und die Coronakrise hat 
das noch einmal verschärft. Da 
mischt sich das Unverständnis 
vieler Bürger gegenüber den ge­
rade aktuellen staatlichen Auf­
lagen, etwa 2G plus, mit einer 
allgemein wachsenden Unzu­
friedenheit. Die Beamten sind 
dann oft die Blitzableiter, die 
den Zorn abkriegen. Es darf 
nicht sein, dass der öffentliche 
Dienst hier besonders Angriffen 
ausgesetzt wird. Die Politik ist 
gefordert zu reagieren. 

Veröffentlichung mit  
freundlicher Genehmigung  

der Redaktion Rundblick 
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VBE – Verband Bildung und Erziehung
Der VBE feierte in 2021 sein 50-jähriges  
Bestehen. Dazu ein persönlicher Rückblick,  
vom Landesvorsitzenden Franz-Josef Meyer.

50 Jahre VBE – 50 Jahre Engage-
ment für gute Bildung in Nie-
dersachsen

Im Jahr 2021 feiert der VBE Nie­
dersachsen sein 50-jähriges Ju­
biläum. Da ist es sicher ange­
bracht eine kurze Rückschau zu 
halten immer mit dem Blick auf 
die Frage nach „guter Bildung“ .

Der Landesverband Niedersach­
sen des „Verbandes der kath. 
Lehrerschaft Deutschland“ 
(VKLD) hat sich per Beschluss der 
außerordentlichen Vertreterver­
sammlung am 20. April 1971 
aufgelöst und durch Annahme 
der Satzung in den im Vorjahr 
gegründeten „Verband Bildung 
und Erziehung“ eingegliedert. 

1971 gab es übrigens noch zwei 
weitere Ereignisse in der Bildungs­
politik, die bis heute nachwirken. 
In Hessen wurde der erste Daten­
schutzbeauftragte ernannt und 
der Bundestag beschloss das 
„Bundesausbildungsförderungs­
gesetz“, kurz Bafög genannt. 

Der VBE war schon damals wie 
heute als Verband parteipolitisch 
neutral, frei von gewerkschaftli­
chen Zwängen jeder Art und der 
christlichen Soziallehre und so­
mit dem Auftrag nach mehr Bil­
dungsgerechtigkeit verpflichtet.

Dazu ein Zitat aus der Satzung 
von 1971: „Der Verband ver-
steht sich als Gesamtverband 
für Lehrer und Erzieher vom Kin-
dergarten bis zur Hochschule. Er 
nimmt auch Witwen (Witwer) 
ehemaliger Mitglieder auf sowie 
Studierende, die sich auf den Be-
ruf des Lehrers und Erziehers 
vorbereiten.“ (Gendergerechte 
Sprache gab es noch nicht.)

Was „gute Bildung“ bedeutet, 
war den Gründungsmitgliedern 
damals schon klar und wurde in 
den „zehn bildungspolitischen 

Forderungen“ manifestiert. 
Dazu zählten unter anderem:

	> Reform der Grundschule

	> Kritik am dreigliedrigen Schul­
system 

	> Chancengleichheit für alle 
Schülerinnen und Schüler

	> Forderung nach Schulstruk­
turänderungen in Richtung 
Gesamtschule

	> Entlastungsstunden und glei­
che Pflichtstundenzahl in al­
len Schulformen

	> gleiche Besoldung für alle 
Lehrkräfte

	> eine wissenschaftliche Lehrer­
ausbildung an Universitäten 
und Hochschulen

Das kommt uns doch alles sehr 
bekannt vor und zeigt, dass wir 
heute – 50 Jahre später – immer 
noch die gleichen Themen dis­
kutieren und um die gleichen 
Forderungen kämpfen müssen, 
dies ist beschämend und ein Ar­
mutszeugnis für die Bildungs­
politik in unserem Lande.

Mag sein, dass sich das Ver­
ständnis von guter Bildung im 
Laufe der Jahrzehnte verändert 
hat. „Gute Bildung“ hat eben 
viele Facetten. Aber eines bleibt 
gleich: Es geht immer um Bil­
dungschancen und Bildungsge­
rechtigkeit für alle, um gute 
Rahmenbedingungen für das 
Lernen und gute Arbeitsbedin­
gungen für unsere Kolleginnen 
und Kollegen. Der VBE hat dazu 
in seinen Rahmenprogrammen, 
Resolutionen und Forderungen 
in all den zurückliegenden Jah­
ren immer wieder die Finger in 
die bildungspolitische Wunde 
gelegt und um gute Bildung ge­
worben und dafür gekämpft.

Betrachten wir die Bildungs­
reformen der letzten 50 Jahre  
unter dem Blickwinkel „Bil­
dungschancen und Bildungsge­
rechtigkeit“, dann fällt auf: Alle 
Kinder und Jugendlichen sollen 
die gleiche Chance auf eine gute 
Bildung haben – diese Forde­
rung genießt quer durch das po­
litische Spektrum große Zustim­
mung. In der Realität hängen 
aber die Bildungschancen jun­
ger Menschen in Deutschland 
auch heute noch in erheblichem 
Maße von ihrer sozialen Her­
kunft ab. Es ist bedrückend und 
unbegreiflich, dass es der Politik 
in den letzten 50 Jahren nicht 
gelungen ist, diese Ungerechtig­
keit zu überwinden und zu be­
seitigen.

Der deutsche Bildungsrat plä­
dierte bereits Anfang der 70er- 
Jahre für ein Schulsystem, das 
nicht mehr aus strikt getrenn­
ten Schularten bestehen, son­
dern sich in Richtung aufeinan­
derfolgender „Schulstufen“ 
entwickeln sollte. Also Model­
le gemeinsamer Beschulung – 
weg vom dreigliedrigen Sys­
tem mit Hauptschule (HS), 
Realschule (RS) und Gymnasi­
um hin zu mehr gemeinsa­
mem Lernen. Diese Auseinan­
dersetzung prägte die 
bildungspolitische Diskussion 
über Jahrzehnte, eigentlich bis 
heute.

Dazu einige Schlaglichter:

Orientierungsstufe: Der politi­
sche Kampf um die Orientie­
rungsstufe in den 70e-Jahren ist 
legendär. Der VBE war in vorders­
ter Front immer dabei, wenn es 
um den Erhalt der Orientierungs­
stufe ging. Die Auflösung nach 
25 Jahren erfolgreicher Arbeit im 
Jahre 2004 waren ein Rückschlag 
in der gemeinsamen Beschulung 
und ein großer politischer Fehler. 
Die Verfechter einer streng ge­
gliederten Schulstruktur hatten 
sich damals zumindest in Nieder­
sachsen durchgesetzt.

Sekundarschule: Zugleich sollten 
Schulversuche mit Sekundar­
schulen – wie zum Beispiel das 
vom VBE initiierte „Zwischen­
ahner Modell“ – und Gesamt­
schulen mögliche Vorzüge ande­
rer Modelle der Schulorganisation 
ausloten und berufliche und all­
gemeine Bildung stärker integ­
riert werden. Aus der Sekundar­
schule nach VBE-Vorbild ist dann 
letztlich die Oberschule (OBS) ge­
worden. Allerdings ist die Gleich­
behandlung aller Schulformen 
mit notwendigem Personal und 
Ausstattung immer noch nicht 
erreicht. Bei der jährlichen Unter­
richtsstatistik im SEK-I-Bereich 
hinken OBS, HS und RS immer 
noch deutlich der Unterrichtsver­
sorgung von Gymnasium, Ge­
samtschulen hinterher. 

	< Demo zu A 13/EG 13 gemeinsam mit weiteren Bildungsverbänden 2018
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Ein Reizthema ist auch die stän­
dige Diskussion um die Rahmen­
bedingungen für die Grund­
schule. Dabei geht es sowohl 
um die sächliche Ausstattung 
als auch um die Arbeitsbedin­
gungen für die Kolleginnen und 
Kollegen, die immer noch die 
höchste Unterrichtsverpflich­
tung (28 Stunden) und die nied­
rigste Bezahlung (A12) haben. 

Volle Halbtagsgrundschule: 
1992 war die Diskussion um die 
„Volle Halbtagsgrundschule“ 
entbrannt. Mehr Personal, 
mehr Unterricht, eine Vertre­
tungsreserve und kein Kind 
durfte vorzeitig nach Hause ge­
schickt werden. Und das Beste: 
Samstag war kein Unterricht! 
Trotz Demos und großen Pro­
testveranstaltungen wurde die 
Volle Halbtagsgrundschule 
2010 endgültig aus finanziellen 
Gründen aus dem Schulgesetz 
gestrichen und durch die „Ver­
lässliche Grundschule“ ersetzt. 
Für die Grundschulen ein herber 
Qualitätsverlust. Statt Unter­
richt wurden Betreuungsstun­
den eingeführt und die Stun­
dentafel gekürzt. Kinder manch 
anderer Bundesländer haben 
während der Grundschulzeit 
auch heute noch bis zu einem 
halben Jahr mehr Unterricht. 
Der VBE hat das immer wieder 
kritisiert. Ich frage mich: Wo 
bleiben da die laut von der Poli­
tik propagierten gleichen Bil­
dungschancen in Deutschland?

Pisa-Schock: Der Pisa-
Schock der 2000er-
Jahre hat dann noch 
mal deutlich gemacht, 
dass Deutschland in 
vielen abgefragten 
schulischen Bereichen 
hinterherhinkt und der 
Sozialstatus entschei­
dend vom Bildungser­
folg abhängt. Das hat zu 
jahrelangen Diskussio­
nen geführt, die im Grun­
de immer noch andauern.

Ganztagsangebot: Ein 
Meilenstein im Kampf um 
mehr Bildungsgerechtig­
keit war dann 2014 die 
Einführung der Ganztags­

schule in Niedersachsen – zu­
meist als „offene „Form mit Be­
treuungscharakter statt Schule. 
Mit dem Rechtsanspruch auf 
ein Ganztagsangebot im Grund­
schulbereich ab 2026 wird das 
Thema wieder in den Fokus rü­
cken. Der VBE kämpft weiterhin 
für ein qualitativ hochwertiges, 
pädagogisches Angebot und hat 
dazu schon vor einigen Jahren 
zusammen mit anderen Bil­
dungsverbänden das Konzept 
einer „Inklusiven Ganztagsschu­
le“ entwickelt.

Inklusion: Die Umsetzung der in­
klusiven Schule kommt in Nieder­
sachsen einfach nicht voran. Im 
Moment erleben wir eher ein 
Rollback weg von einer inklusiven 
Beschulung in allgemeinbilden­
den Schulen und zurück zu den 
Förderschulen. 

In mehreren Anhörungen zur 
Weiterentwicklung der inklusi­
ven Schule, zuletzt im Februar 
2021, hat der VBE immer wieder 
vor dem Scheitern der inklusiven 
Schule gewarnt. Klar ist: Der 
Prozess der Inklusion ist unum­
kehrbar. Zur Inklusion gibt es 
keine Alternative! Menschen 
mit Behinderungen sind Teil des 
allgemeinen Bildungssystems 
und haben grundsätzlich unein­
geschränkten und barrierefreien 
Zugang zu einem inklusiven, 
hochwertigen und unentgeltli­
chen Unterricht an allen Schulen 
aller Schulformen. Nach fast zehn 
Jahren Inklusion diskutieren wir 
noch immer die gleichen Fragen 
und Forderungen für die Umset­
zung. Da ist es schon fahrlässig, 
wie die Politik die inklusive 
Schule gegen die Wand fährt.

Kitaausbau: Der Ausbau der 
Vorschulerziehung in Kitas und 
Krippen hat in den letzten Jah­
ren massiv zugenommen. Lei­
der sind die Rahmenbedingun­
gen für das Personal nicht 
besser geworden. Das in die­
sem Jahr begleitet von viel Pro­
test und Kritik verabschiedete 
neue Kitagesetz bringt keine 
substanziellen Verbesserun­
gen und wurde deshalb vom 
VBE wie von vielen anderen 
Bildungsverbänden im NBB 
abgelehnt. Auch hier gilt: Der 
VBE steht für gute vorschuli­
sche Bildung. 

Rahmenbedingungen für 
das Lernen: Eine wichtige 
Voraussetzung für einen rei­

bungslosen Ablauf des Schulall­
tags sowie für ein positives Schul­
klima stellt damals wie heute die 
Ausstattung der Schulen mit aus­
reichend personellen und mate­
riellen Ressourcen. Neben dem 
Umfang der Ressourcenausstat­
tung ist auch von Bedeutung, 
welchen Entscheidungsspiel­
raum die Schule bei der Verwen­
dung der Mittel hat, das heißt, in­
wieweit Schulleitungen und 
Kollegien bestimmen können, 
wofür sie die zur Verfügung ste­
henden Ressourcen einsetzen 
möchten. Stichwort: Eigenver­
antwortliche Schule. Das digitale 
Lernen etwa kommt bekanntlich 
nur im Schneckentempo voran. 
Ein Beispiel dafür, wie bürokrati­
sche Hindernisse die Schulent­
wicklung behindern und lähmen 
können.

Arbeitsbedingungen für Lehr-
kräfte und pädagogische Mit
arbeiterinnen und Mitarbeiter: 
Der Kampf um bessere Arbeits­
bedingungen und bessere Be­
zahlung zieht sich durch die 
letzten 50 Jahre Schulgeschich­
te in Niedersachsen. Ich erinne­
re an die Demos zur Rückgabe 
des Arbeitszeitkontos, zum 
Wegfall des Weihnachtsgeldes, 
zur Forderung nach A 13/EG 13 
für alle oder die Demos für ei­
nen akzeptablen Tarifabschluss 
– zuletzt im November 2021. 
Wir sind dabei noch nicht am 
Ziel. Es gibt also noch viel zu tun. 

50 Jahre VBE-Geschichte sind 50 
Jahre Einsatz für eine gute Bil­
dung. Der VBE hat unermüdlich 
in Gesprächen, Diskussionsrun­
den, Resolutionen, Stellungnah­
men und Demos sich für eine 
gute Schule für alle und für gute 
Arbeitsbedingungen für das 
Lehrpersonal eingesetzt.

Mein Dank gilt allen Mitstreitern 
der vergangenen 50 Jahre in der 
Verbandsleitung, in den Landes­
vorständen und Personalräten. 
Gemeinsam steht jeder mit sei­
ner besonderen Expertise für die 
beschriebenen Forderungen 
und Ziele ein. Das wird auch in 
Zukunft so sein. Das ist unser 
Versprechen. Gute Bildung gibt 
es nur mit uns, dem VBE!�

	< Neu gewählter Landesvorstand 2021 (Gregor Plesse, Lena Köhler, Dr. Ing­
rid Otto, Quint Gembus, Franz-Josef Meyer (von links))
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Aktuelles aus den Mitgliedsgewerkschaften und -verbänden
	< Deutsche Zoll- und Fi-

nanzgewerkschaft (BDZ) 
Bezirksverband Nieder-
sachsen

Der Bezirksver­
bandsvorsitzen­

de Olaf Wietschorke und seine 
Stellvertreterin Stefanie Müller 
führten ein Gespräch mit dem 
wirtschafts- und energiepoliti­
schen Sprecher der SPD-Bundes­
tagsfraktion, Bernd Westphal 
(Hildesheim). Dieser war sehr 
überrascht von der strukturellen 
Vielfalt des Zolls und von der 
Personalnot bei der Erledigung 
zollfachlicher Kernaufgaben. 
Übereinstimmend wurde festge­
stellt, dass die Digitalisierung in 
Deutschland und insbesondere 
in der öffentlichen Verwaltung 
noch sehr in den „Kindeschu­
hen“ steckt. 

	< Gewerkschaft  
für das Gesundheits
wesen (GeNi)

Die GeNi hat 
sich Anfang 

Dezember mit einem offenen 
Brief mit der Frage „Sind wir Pfle­
gekräfte zweiter Klasse?“ an Mi­
nisterpräsident Weil gewandt 
und zum wiederholten Mal gefor­
dert, dass auch die Pflegekräfte 
im Maßregelvollzug Niedersach­
sen die Pflegezulage erhalten. 

Eine Antwort auf den Brief gab 
es dann von der SPD-Landtags­
fraktion. Der SPD-Sprecher für 
Soziales, Gesundheit und Gleich­
stellung, Uwe Schwarz, schrieb 
unter anderem: „Wir wissen, dass 
im Maßregelvollzug absolut am 
Limit gearbeitet wird, und schät-
zen das große Engagement der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sehr … Deshalb nehmen wir eine 
weitere Verzögerung der verein-
barten Pflegezulage nicht mehr 
hin und stehen an Ihrer Seite.“ 
Unverständlich bleibt uns GeNi, 
warum Ministerpräsident Weil 
nicht mit Finanzminister Hilbers 
Klartext spricht, die Zulage end­
lich auch im Maßregelvollzug 
einzuführen! 

Wer bekommt bisher die Pflege-
zulage? 

Im Jahr 2019 ist für die Pflege­
kräfte in Universitätskliniken 
eine monatliche Zulage von da­
mals 120 Euro im TV-L einge­
führt worden. Diese wurde zwi­
schenzeitlich auf mehr als 125 
Euro angehoben und ab 1. Janu­
ar 2022 auf 140 Euro monatlich 
gesteigert. Im Maßregelvollzug 
(außer in Baden-Württemberg) 
und in den Justizvollzugskran­
kenhäusern wird die Zulage 
nicht gezahlt. Das ist ein tägli­
cher Schlag ins Gesicht der Pfle­
gekräfte im Maßregelvollzug 
und in den Justizvollzugskran­
kenhäusern! Damit werden die­
se zu Pflegekräften zweiter 
Klasse gemacht! 

	< Deutsche Polizeigewerk-
schaft (DPolG)

Zum Thema 
Homeoffice 

hat sich die DPolG geäußert: Mit 
großer, auch finanzieller An­
strengung, werden im Jahre 
2020 Homeoffice-Arbeitsplätze 
geschaffen, um die Arbeitspro­
zesse unter Coronabedingungen 
am Laufen zu halten. Dazu In­
nenminister Pistorius bei der 
Einführung: „Künftig können alle 
Beschäftigten der Landesverwal-
tung mobile Arbeitsformen nut-
zen, wenn sie es beantragen und 
ihre dienstliche Tätigkeit das zu-
lässt. Homeoffice ist Ausdruck ei-
ner vertrauensgetragenen Ar-
beitskultur. Es wird ein neues 
Kapitel aufgeschlagen.“ Jetzt 
werden die ersten der soge­
nannten „Corona-Notebooks“ 
wieder abgebaut, da deren Nut­
zungsdauer nur bis Ende 2021 
vereinbart war. Geplant ist ein 
Kompletttausch der Notebooks 
gegen die bisherige Arbeits­
platzausstattung, was unter an­
derem bedeutet, dass es keine 
Monitore mehr gibt. Wer über 
mehrere Stunden auf einen klei­
neren Monitor eines Notebooks 
schauen muss, der weiß den bis­
her zu einem Rechner gehören­
den größeren Monitor zu schät­

zen … Eine Zukunft, wie sie 
Innenminister Pistorius zugesi­
chert hatte, wird durch diese 
technikreduzierenden Maßnah­
men verhindert. Dabei geht es 
nicht nur um eine vertrauensge­
tragene Arbeitskultur, sondern 
auch um die weitere Umsetzung 
von audit Beruf und Familie!  
Daher fordern wir mehr entspre­
chend technisch ausgestattete 
Homeoffice-Plätze! Die Behör­
den müssen, wenn sie die weite­
re Digitalisierung ernst nehmen, 
außerdem zeitnah zusätzliches 
IT-Material finanzieren! 

Auf der dbb Jahrestagung in 
Berlin hat Bundesinnenministe­
rin Faeser die Einführung der 
Ruhegehaltsfähigkeit der Poli­
zeizulage für die Bundespolizei 
als Form der Anerkennung und 
Wertschätzung der polizeili­
chen Arbeit angekündigt. Der 
Bund scheint nun vorzulegen, 
und auch andere Bundesländer 
ziehen nach. Die DPolG Nieder­
sachsen schließt sich daher der 
Forderung aus Bremen an: Die 
DPolG Bremen fordert noch­
mals nachdrücklich die politisch 
Verantwortlichen auf, endlich 
die Zeichen der Zeit zu erkennen 
und die Weichen für attraktive 
Rahmenbedingungen im Poli­
zeivollzugsdienst auch im Bun­
desland Bremen zu schaffen! 

	< Verband Bildung und  
Erziehung (VBE)

	< Verband der Lehrerinnen 
und Lehrer an Wirt-
schafsschulen (VLWN)

	< Verband Nieder
sächsischer Lehrkräfte  
(VNL/VDR)

Zu den Coronamaßnahmen be­
ziehungsweise den Auswirkun­
gen der COVID-19-Pandemie auf 
das Schulgeschehen an sich ha­
ben die Lehrergewerkschaften 
und -verbände in den letzten 
Wochen eine Vielzahl von Presse­
statements herausgegeben. Hier 
ein Auszug aus denen im Januar 
2022. 

Zum KMK-Beschluss am 5. Januar, 
auch unter Omikron für offene 
Schulen und Präsenzunterricht 
einzutreten, erklärten Torsten 
Neumann, Landesvorsitzender 
VNL/VDR, und der Landesvorsit­
zende des VBE, Franz-Josef Mey­
er, dass bei offenen Schulen die 
Sicherheit für alle Beteiligten an 
erster Stelle stehen muss. Es wä­
ren Handlungsanweisungen not­
wendig, wie bei hohen Infekti­
onszahlen und fehlendem 
Personal zu verfahren sei. 

Der VLWN hat sich ebenfalls kri­
tisch mit den offenen Schulen 
auseinandergesetzt: zwei Jahre 
Corona – und nichts dazugelernt! 
Er fordert, dass die Politik alle 
Möglichkeiten ausschöpfen 
muss, um berufliche Schulen zum 
sicheren Ort zu machen. Joachim 
Maiß, VLWN-Vorsitzender, unter 
anderem: „Überall verschärfen 
wir die Regeln, nur in den Schulen 
nicht. Wenn dann immer mehr 
Kolleginnen und Kollegen infolge 
von Impfdurchbrüchen erkran­
ken und damit ausfallen, stoßen 
die beruflichen Schulen an ihre 
Funktionsgrenzen. So kollabiert 
das System, weil Unterricht nicht 
mehr erteilt werden kann. Prä­
senzunterricht ist für die Berufs­
bildner elementar und kann auf 
Dauer nicht durch reinen Distanz­
unterricht ersetzt werden … An­

gesichts der Tatsache, 
dass das griechische Al­
phabet noch einige 
Buchstaben mehr zur 

Verfügung hat, als 
bisher durch Virusva­
rianten belegt sind, 
ist der Handlungs­

druck mehr 
als gege­
ben.“ 

Der am 13. Januar 2022 veröf­
fentlichte „Handlungsrahmen 
für die Schulorganisation unter 
Omikron“ des Kultusministers 
wird von VBE und VNL/VDR be­
grüßt, gleichwohl er nicht viel 
Neues enthalte und nicht genü­
gend auf die anstehenden Aus­
wirkungen der Omikron-Welle 
vorbereite.�
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